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Die letzte Ausgabe des Gesetzgebungsreports 
(ZAP 2011, 71 ff.) hatte einen Überblick über 
die ersten Aktivitäten des Gesetzgebers in der 
1 7. Legislaturperiode gegeben. Vorgestellt 
worden waren neben den in 2010 verabschie­
deten Gesetzen auch die aus anwaltlicher Sicht 
bedeutsamsten Gesetzesvorhaben. Während 
einige dieser Projekte in 2011 vollständig (etwa 
die Reform des § 522 ZPO) oder weitgehend 
(wie das Mediationsgesetz) zum Abschluss ge­
bracht werden konnten, wartet man bei an­
deren Vorhaben nach wie vor auf den Durch­
bruch. Paradebeispiel ist das geplante Gesetz 
zur Regelung des Beschäftigtendatenschutzes 
(BT-Drucks. 17 /4230), das zwar am 23.5. 2011 
bei einer öffentlichen Sachverständigenanhö­
rung im Innenausschuss des Bundestags kon­
trovers diskutiert wurde, dessen Verabschiedung 
aber seitdem nicht weiter vorangetrieben wer­
den konnte. Bei welchen Vorhaben der Gesetz­
geber in 2011 mehr Erfolg hatte und welche 
neuen Projekte in diesem Zeitraum auf den Weg 
gebracht worden sind, zeigt diese Folge des Ge­
setzgebungsreports. 

L Verkündete Gesetze 

1. Berufungszurückweisung durch
Beschluss im Zivilprozess

Mit der ZPO-Reform 2002 ist den Berufungsge­
richten in § 522 ZPO die Möglichkeit eröffnet 
worden, die Berufung ohne mündliche Verhand­
lung durch Beschluss unanfechtbar zurückzuwei­
sen, wenn es einstimmig davon überzeugt ist, 
dass die Berufung keine Aussicht auf Erfolg hat, 
die Rechtssache keine grundsätzliche Bedeutung 
hat und die Fortbildung des Rechts oder die Si­
cherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine 
Entscheidung des Berufungsgerichts nicht erfor­
dert. Von dieser Möglichkeit ist regional sehr un­
terschiedlich Gebrauch gemacht worden. Wäh­
rend in bestimmten Gerichtsbezirken mehr als 
jede vierte Berufung durch unanfechtbaren Be-
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schluss zurückgewiesen wurde, war es in ande­
ren Gebieten nicht einmal jede zehnte. Die daran 
anknüpfende Kritik hat der Gesetzgeber mit dem 
Gesetz zur Änderung des§ 522 der Zivilprozess­
ordnung v. 21 . 10. 2011 aufgegriffen (BGBI. 1, 
S. 2082; Einzelheiten bei MELLER-HANNICH NJW
2011, 3393 ff.). Seit dem 27.10.2011 wird inso­
weit einheitlicher Rechtsschutz in ganz Deutsch­
land gewährleistet, als die bisher unanfechtbaren
Zurückweisungsbeschlüsse nunmehr unter den
gleichen Voraussetzungen wie heute schon Be­
rufungsurteile überprüfbar sind, also ab einer Be­
schwer von 20.000 € die Einlegung einer Nicht­
zulassungsbeschwerde möglich ist. Außerdem ist
die Schwelle für einen Zurückweisungsbeschluss
heraufgesetzt worden. § 522 ZPO verlangt jetzt,
dass die Berufung offensichtlich keine Aussicht
auf Erfolg hat. Zudem muss im Berufungsver­
fahren zukünftig immer mündlich verhandelt
werden, wenn eine mündliche Erörterung des
Rechtsstreits geboten ist, und zwar selbst dann,
wenn die Sache aussichtslos erscheint und kei­
ne Grundsatzbedeutung hat. Nach dem Willen
des Gesetzgebers kann dies etwa bei einer exis­
tenziellen Bedeutung des Rechtsstreits für eine
Partei der Fall sein.

2. Rechtsschutz bei überlangen
Prozessen

Obwohl EGMR, BVerfG und die Landesverfas­
sungsgerichte immer wieder den hohen Stel­
lenwert des Anrechts auf angemessene Verfah­
rensdauer bekräftigt haben und obwohl die 
Bundesrepublik in 125 EGMR-Verfahren zu Ent­
schädigungen von knapp 1 Million€ verurteilt 
worden ist, sah das deutsche Recht bislang bei 
überlangen Gerichtsverfahren keinen spezifi­
schen Rechtsschutz vor. Diese Lücke ist mit dem 
Gesetz über den Rechtsschutz bei überlangen 
Gerichtsverfahren und strafrechtlichen Ermitt­
lungsverfahren v. 24. 11. 2011 geschlossen wor­
den, das zum 3. 12. 2011 in Kraft getreten und 
durch das Gesetz über die Besetzung der gro-
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ßen Straf- und Jugendkammern in der Haupt­
verhandlung und zur Änderung weiterer ge­
richtsverfassungsrechtlicher Vorschriften sowie 
des Bundesdisziplinargesetzes v. 13. 12. 2011 
(BGBI. 1, S. 2554 ) mit Wirkung zum 1 . 1. 2012 
bereits wieder geändert worden ist. Das neue Ge­
setz (Einzelheiten s. ZAPF. 22, S. 591 ff. und F. 13, 
S. 1767ff.) enthält eine Übergangsregelung, die
bei seinem Inkrafttreten bereits anhängige Ver­
fahren in seinen Geltungsbereich mit einbezieht.

Die Neuregelung sieht einen Entschädigungs­
anspruch gegen den Staat vor, wenn Verfahren 
unangemessen lange dauern. Ein betroffener 
Bürger kann nunmehr eine Entschädigungskla­
ge gegen den Staat erheben und Ersatz für die 
Nachteile verlangen, die durch die Verletzung 
des Rechts auf angemessene Verfahrensdauer 
entstanden sind, wenn er zuvor das Gericht mit 
einer Rüge auf die Verzögerung hingewiesen hat. 
Um durch wiederholte Verzögerungsrügen die 
Justiz nicht unnötig zu belasten und dem Gericht 
die Möglichkeit zur Reaktion zu geben, kann eine 
Verzögerungsrüge grundsätzlich erst nach einer 
Wartefrist von sechs Monaten wiederholt wer­
den. Aus dem gleichen Grund ist die Klage auf 
Entschädigung frühestens sechs Monate nach 
der Erhebung der Verzögerungsrüge möglich. 
In diesem Entschädigungsverfahren bekommen 
die betroffenen Bürger für die sog. immateriellen 
Nachteile aufgrund des überlangen Verfahrens, 
wie z. B. seelische und körperliche Belastungen, 
i. d. R. 1.200€fürjedes Jahr, soweit eine Wieder­
gutmachung auf andere Weise nicht ausreichend
ist. Neben dem Ausgleich für die immateriellen
Nachteile ist zusätzlich eine angemessene Ent­
schädigung für materielle Nachteile vorgesehen,
etwa bei Insolvenz eines Unternehmens infolge
des überlangen Gerichtsverfahrens. Entgange­
ner Gewinn kann dagegen nicht eingeklagt wer­
den. Insoweit sind aber Amtshaftungsansprüche
denkbar, die neben den verschuldensunabhän­
gigen Entschädigungsanspruch treten, wenn
die Verzögerung auf einer schuldhaften Amts­
pflichtverletzung beruht.

Für Nachteile infolge von Verzögerungen bei 
Gerichten eines Landes soll das jeweilige Land 
haften. Über Entschädigungsklagen wegen 
solcher Nachteile befindet die jeweils betroffe­
ne Gerichtsbarkeit auf der Ebene der Oberlan-
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desgerichte, der Oberverwaltungsgerichte, der 
Landessozialgerichte und der Landesarbeits­
gerichte; in der Finanzgerichtsbarkeit soll der 
BFH entscheiden. Über Entschädigungsklagen 
wegen Verzögerungen bei Gerichten des Bun­
des, für die der Bund haftet, urteilen die jeweils 
betroffenen obersten Gerichtshöfe des Bundes. 

3. Widerruf von Fernabsatz-
verträgen

Nach einem Urteil des EuGH (NJW 2009, 3015 -
Rs. MESSNER) stehen die Bestimmungen der Fern­
absatzrichtlinie einer nationalen Regelung ent­
gegen, die Unternehmern gegenüber Verbrau­
chern einen Anspruch auf Wertersatz für die 
Nutzung einer im Fernabsatz gekauften Ware 
auch bei fristgerechtem Widerruf generell zu­
billigt. Das am 4. 8. 2011 in Kraft getretene Ge­
setz zu Fragen des Wertersatzes beim Widerruf 
von Fernabsatzgeschäften und über verbundene 
Verträge v. 27.7.2011 (BGBI. 1, S. 1600) passt 
das BGB an diese Vorgaben an. Damit bestehen­
de Widerrufsrechte auch effektiv genutzt wer­
den können, müssen Verbraucher künftig gern. 
§ 312e BGB Wertersatz nur leisten, soweit sie
die Ware in einer Art und Weise genutzt haben,
die über die Prüfung der Eigenschaften und der
Funktionsweise hinausgeht, und sie zuvor vom
Unternehmer auf diese Rechtsfolge hingewie­
sen und ordnungsgemäß über ihr Widerrufs­
oder Rückgaberecht belehrt worden sind. Dar­
über hinaus erfolgen durch das Gesetzespaket
Klarstellungen im Hinblick auf verbundene Ver­
träge. Zu Einzelheiten siehe WENDEHORST NJW
2011, 2551 ff.

4. zentrales Testamentsregister

Seit dem 1. 1. 2012 ermittelt das bei der Bun­
desnotarkammer neu eingerichtete Testaments­
register im Topesfall, ob für den Verstorbenen 
ein Testament, ein Erbvertrag oder eine sons­
tige erbfolgerelevante Urkunde bei einem No­
tar oder einem Gericht amtlich verwahrt wird, 
und informiert anschließend das Nachlassge­
richt und, sofern eine Urkunde vorhanden ist, 
auch die Verwahrstelle. Nachdem das Gesetz 
zur Modernisierung des Benachrichtigungswe­
sens in Nachlasssachen durch Schaffung des 
Zentralen Testamentsregisters bei der Bundes-
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notarkammer und zur Fristverlängerung nach 
der Hofraumverordnung bereits 2010 im Bun­
desgesetzblatt (BGBI.2010 I, S. 2255) verkündet 
worden war, hat das Bundesministerium der Jus­
tiz (BMJ) im vergangenen Jahr mit Zustimmung 
des Bundesrats die Verordnung zur Einrichtung 
und Führung des Zentralen Testamentsregis­
ters (Testamentsregister-Verordnung-ZTRV) v. 
11. 7. 2011 erlassen (BGBI. 1, S. 1386). Die Ver­
ordnung, die ebenfalls zum 1 . 1 . 2012 in Kraft 
getreten ist, regelt u. a. Einzelheiten über die 
Führung des Registers (Anmeldung, Änderung 
und Löschung von Registereintragen), über die 
Auskunft aus dem Register sowie zur Datenüber­
mittlung, -speicherung und -sicherheit. Bis Ende 
2016 sollen alle 15 Mio. bislang karteikartenge­
bundenen Verwahrungsnachrichten in das neue 
zentrale Testamentsregister überführt und elekt­
ronisch erfasst worden sein. Zu Einzelheiten sie­
he D1EHN NJW 2011, 481 ff. sowie GonwALD ZAP 
F. 12, s. 233 ff.

5. Familienpflegezeit

Zum 1.1.2012 ist als Art.1 des Gesetzes zur Ver­
einbarkeit von Pflege und Beruf v. 6. 12. 2011 
(BGBI. 1, S. 2564) das Gesetz über die Familien­
pflegezeit (Familienpflegezeitgesetz - FPfZG) 
in Kraft getreten. Ziel des Gesetzes ist es, die 
Vereinbarkeit von Beruf und familiärer Pflege 
zu verbessern (§ 1 FPfZG) und pflegebeding­
te Erwerbsunterbrechungen zu vermeiden. 
Kennzeichen der zu diesem Zweck eingeführ­
ten Familienpflegezeit ist die Verringerung der 
wöchentlichen Arbeitszeit bis zu einem Min­
destumfang von 15 Stunden für die Dauer von 
höchstens 24 Monaten zur häuslichen Pflege 
eines pflegebedürftigen nahen Angehörigen 
bei gleichzeitiger Aufstockung des Arbeitsent­
gelts. Die Einführung der Familienpflegezeit 
erfolgt auf vertraglicher Basis zwischen Arbeit­
geber und Beschäftigtem, der Arbeitgeber ist 
also nicht verpflichtet, einen solchen Vertrag 
abzuschließen. Der Gehaltsvorschuss, den Mit­
arbeiter während der Pflegezeit erhalten ( etwa 
75 % des früheren Gehalts bei nur noch 50 % 
Arbeitszeit), wird durch ein Bundesdarlehen bei 
der KfW finanziert. Es muss nach Ende der Pfle­
gezeit und Wiederaufstockung der Arbeitszeit 
zurückgezahlt werden. Um die Rückzahlung zu 
gewährleisten, erhält der Arbeitnehmer weiter-
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hin nur 75 % Gehalt, auch nachdem er seine 
Arbeitszeit auf 100 % aufgestockt hat. Um das 
Ausfallrisiko -etvya wegen Berufs- oder Erwerbs­
unfähigkeit des Beschäftigten -zu minimieren, 
muss jeder, der Familienpflegezeit in Anspruch 
nimmt, eine Versicherung abschließen. 

6. Insolvenzrechtsreform

Die wichtigsten Regelungen des Gesetzes zur 
weiteren Erleichterung der Sanierung von Un­
ternehmen v. 7. 12. 2011 (BGBI. 1, S. 2582), mit 
dem vor allem zahlreiche Vorschriften der lnsO 
neu gefasst werden, treten zum 1 . 3. 2012 in 
Kraft. Durch die Neuregelung sollen Unterneh­
menssanierungen einfacher und effektiver ge­
staltet und so Hindernisse für eine frühzeitige Sa­
nierung insolvenzbedrohter Unternehmen aus 
dem Weg geräumt werden. Erreicht werden soll 
dieses Ziel durch eine Stärkung des Gläubiger­
einflusses bei der Auswahl des Insolvenzverwal­
ters. Mit§ 56a lnsO wird dem neu geschaffenen 
Gremium des vorläufigen Gläubigerausschus­
ses Gelegenheit gegeben, zu dem Anforde­
rungsprofil des Verwalters und zur Person des 
Verwalters Stellung zu nehmen. Von einem ein­
stimmigen Votum des vorläufigen Gläubigeraus­
schusses zur Person des Insolvenzverwalters darf 
das Insolvenzgericht nur abweichen, wenn der 
Vorgeschlagene für die Übernahme des Amts 
ungeeignet ist. Vereinfacht wird außerdem der 
Zugang zur Eigenverwaltung. 

Mit der Vorstellung des Referentenentwurfs eines 
Gesetzes zur Verkürzung des Restschuldbefrei­
ungsverfahrens, zur Stärkung der Gläubigerrech­
te und zur Insolvenzfestigkeit hat die Bundesjus­
tizministerin ihre Pläne für die zweite Stufe der 
Insolvenzrechtsreform, mit der das Verbrau­
cherinsolvenz- und Restschuldbefreiungsver­
fahren neu geregelt werden sollen, in die Wege 
geleitet. Zentrales Anliegen des Gesetzesvor­
schlags ist die Verkürzung der Wohlverhaltens­
periode im Restschuldbefreiungsverfahren. Eine 
Restschuldbefreiung soll künftig bereits nach 
drei anstelle von bislang sechs Jahren möglich 
sein, wenn der Schuldner innerhalb der ersten 
drei Jahre des Verfahrens mindestens 25 % der 
Gläubigerforderungen und die Verfahrenskos­
ten begleicht. Eine vorzeitige Restschuldbefrei­
ung soll zudem nach fünf Jahren erlangbar sein, 
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wenn jedenfalls die Verfahrenskosten beglichen 
werden können. 

Bereits zum 1.7. 2011 sind durch die Bekannt­
machung zu § 850c Zivilprozessordnung (Pfän­
dungsfreig renzenbekanntmachung) v. 9. 5. 
2011 (BGBl.I, S. 825) die Pfändungsfreibeträge 
um ca. 4,4 % angehoben worden. So beträgt 
der Pfändungsbeitrag für nicht unterhaltspflich­
tige Schuldner inzwischen 1.028,89 € (statt frü­
her 985, 15 €). 

7. Verbesserung des Anleger-
schutzes

Am 7. 4. 2011 ist das Gesetz zur Stärkung des 
Anlegerschutzes und zur Verbesserung der Funk­
tionsfähigkeit des Kapitalmarkts v. 5. 4. 2011 
verkündet worden (BGBI. 1, S. 538). Durch das 
Gesetz sollen Anleger besser vor falscher Bera­
tung geschützt werden, indem die Finanzun­
ternehmen künftig Daten zu Anlageberatern, 
Verantwortlichen für den Vertrieb und sog. Com­
pliance-Beauftragten von Banken und Sparkas­
sen bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleis­
tungsaufsicht (BaFin) registrieren lassen müssen. 
Entdeckt die BaFin schwerwiegende Verstöße 
bei einem einzelnen Berater oder Vertriebsver­
antwortlichen, kann sie von den Instituten ver­
langen, diese Personen für einen Zeitraum von 
bis zu zwei Jahren nicht mehr in ihrer bisherigen 
Position einzusetzen. Zudem müssen Finanzpro­
dukte künftig einen „Beipackzettel" erhalten, der 
Verbrauchern kurze und verständliche Informa­
tionen zum Produkt gibt. Im Interesse der Stabi­
lisierung der Offenen Immobilienfonds unterlie­
gen Anteile an solchen Fonds künftig ab einem 
Betrag von 30.000 € pro Halbjahr und Anleger 
einer zweijährigen Mindesthaltefrist (für Neuan­
leger) sowie einer zwölfmonatigen Kündigungs­
frist. Schließlich werden verdeckte übernahmen 
von Unternehmen durch sog. Anschleichen künf­
tig dadurch erschwert, dass durch die Erweite­
rung von Mitteilungspflichten ein Beteiligungs­
aufbau früher erkannt werden kann. Die meisten 
Regelungen des Gesetzes sind bereits zum 8. 4. 
2011 in Kraft getreten. 

8. Europäische Betriebsräte

Die Neuregelungen des zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Europäischen Betriebsräte-Ge-
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setzes - Umsetzung der Richtlinie 2009/38/EG 
über Europäische Betriebsräte (2. EBRG-ÄndG) 
v. 14. 6. 2011 (BGBI. 1, S. 1050) sind am 18. 6.
2011 in Kraft getreten. Am 7. 12. 2011 ist das
Europäische Betriebsräte-Gesetz neu bekannt
gemacht worden (BGBI. I, S. 2650). Mit dem
Gesetz wurde das Recht der Arbeitnehmer auf
Unterrichtung und Anhörung in grenzüber­
greifenden Angelegenheiten gestärkt. So ist der
Europäische Betriebsrat - etwa 160 der Unter­
nehmen mit Europäischem Betriebsrat haben
ihren Sitz in Deutschland-über geplante Maß­
nahmen des Unternehmens, die die Arbeitneh­
mer betreffen, wie z. B. Umstrukturierungen,
rechtzeitig zu informieren und konsultieren.
Damit soll gewährleistet werden, dass auch in
europaweit tätigen Unternehmen die Interessen
der Arbeitnehmer berücksichtigt werden und in
die Entscheidungsfindung im Unternehmen ein­
fließen. Verabschiedet wurden zudem Verbes­
serungen für die praktische Arbeit Europäischer
Betriebsräte wie etwa das Recht auf Teilnahme
an erforderlichen Schulungen.

II. Gesetzesvorhaben

1. Mediationsgesetz

In seltener Einmütigkeit haben alle fünf 
Fraktionen am 15. 12. 2011 in dritter Le­
sung das Gesetz zur Förderung der Media­
tion und anderer Verfahren der außerge­
rict1tlichen Konfliktbeilegung (BT-Drucks. 
1 7 /5 3 35 i. d. F. der BT-Drucks. 1 7 /8058) 
verabschiedet (ausführlich dazu HENSSLER/ 
DECKENBROCK DB 2012, 159 ff.). Wichtigster Teil 
des geplanten Gesetzespakets ist das Mediati­
onsgesetz (MediationsG) als ein Berufsgesetz für 
Mediatoren. Aus anwaltlicher Sicht ist das Me­
diationsG bedeutsam, weil nunmehr die nicht 
anwaltlichen Mediatoren ebenfalls einem Be­
rufsrecht unterworfen werden, das sich an an­
waltliche Kernpflichten anlehnt. So werden na­
mentlich die anwaltlichen Grundpflichten der 
Unabhängigkeit und Verschwiegenheit künftig 
auf alle Mediatoren übertragen. Außerdem wird 
der Rollenwechsel zwischen Parteivertreter und 
neutralem Mediator in derselben Angelegenheit 
untersagt. Das MediationsG wird flankiert durch 
Regelungen in verschiedenen Verfahrensord­
nungen, die eine Förderung der Mediation an-
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streben. Jede Klageschrift soll künftig Angaben 
enthalten, ob der Klage ein Mediationsverfahren 
vorausgegangen ist bzw. warum es unterlassen 
wurde(§ 253 Abs. 3 ZPO-E) 

Der ursprüngliche Gesetzesentwurf der Bundes­
regierung hat im Rechtsausschuss eine umfassen­
de Überarbeitung erfahren. Die im Entwurf ange­
dachte Förderung der gerichtsintemen Mediation 
ist aufgegeben und in ein erweitertes Güterichter­
konzept übergeführt worden. In diesem Konzept 
wird der Richter gerade nicht als Mediator tätig, 
sondern nimmt selbst rechtliche Bewertungen 
vor und unterbreitet den Parteien auch konkrete 
Vorschläge zur Konfliktlösung. Aus Sicht der An­
wälte und sonstiger freiberuflicher Mediatoren 
hat dies den Vorteil der weitgehenden Ausschal­
tung staatlicher, kostengünstiger Konkurrenz. 

Eine konzeptionelle Kehrtwendung vollzieht das 
Gesetz auch in der Mediatorenausbildung. Wäh­
rend der zunächst geplante § 5 MediationsG 
Aus- und Fortbildung vollständig der Eigenver­
antwortung des Mediators überlassen wollte, 
führt die verabschiedete Fassung zwei Qualifi­
kationsstufen ein. Für den „einfachen" Mediator 
sind die Ausbildungsanforderungen präzisiert 
worden, er soll sich etwa Kenntnisse über das 
Recht der Mediation und die Rolle des Rechts in 
der Mediation aneignen. Als „zertifizierter" Me­
diator darf sich künftig bezeichnen, wer eine bis 
ins Detail vorgegebene Ausbildung im Umfang 
von mindestens 120 Stunden bei einem zerti­
fizierten Ausbildungsinstitut durchlaufen hat. 

Gestrichen worden ist die zunächst in einem 
§ 796d ZPO-E vorgesehene Möglichkeit einer
Vollstreckbarerklärung. Ohne Einschaltung eines
Anwalts sind die Parteien damit auf die allgemei­
nen Möglichkeiten angewiesen, eine Vollstreck­
barkeit nach den §§ 794 ff. ZPO zu erreichen.

Ob das Gesetz wie geplant am 10.2.2012 den 
Bundesrat passiert hat, war bei Redaktions­
schluss dieses Beitrags noch offen, da einige 
Länder bereits ihre Verstimmung über die Ab­
schaffung der gerichtsinternen Mediation ge­
äußert haben. 

2. Kostenrechtsmodernisierungs­
gesetz

Das BMJ hat am 21 . 11 . 2011 einen Referenten­
entwurf für ein Zweites Gesetz zur Modernisie-
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rung des Kostenrechts (2. Kostenrechtsmoder­
nisierungsgesetz - 2. KostRMoG) vorgestellt. 
Der Entwurf sieht neben der linearen und struk­
turellen Anpass�ng der zuletzt zum 1. 7. 2004 
erhöhten Vergütung für Rechtsanwälte (vgl. 
BGBI. 12004, S. 718) die Ablösung der Kosten­
ordnung durch ein neues Gerichts- und Notar­
kostengesetz sowie die Anhebung der im Justiz­
vergütungs- und -entschädigungsgesetz 0VEG) 
geregelten Honorarsätze für Sachverständige, 
Dolmetscher, Übersetzer sowie der Entschädi­
gungen von ehrenamtlichen Richtern und Zeu­
gen vor. Gleichzeitig sollen auch die Gerichts-, 
Justizverwaltungs-und Gerichtsvollziehergebüh­
ren erhöht werden. Das Gesetzgebungsverfah­
ren soll bis zum 1. 7. 2013 abgeschlossen sein. 

3. Partnerschaftsgesellschaft mbH

Das BMJ bereitet zurzeit eine Änderung des 
PartGG vor. BRAK und DAV haben vorschla­
gen, Partnerschaftsgesellschaften die Möglich­
keit zu eröffnen, alternativ zu der im Bereich 
der beruflichen Pflichtverletzungen normierten 
Handelndenhaftung (§ 8 Abs. 2 PartGG) eine 
Beschränkung der Haftung auf das Gesellschafts­
vermögen vorzusehen. Wird die Haftungsbe­
schränkung gewählt, soll die in § 59j BRAO für 
Rechtsanwaltsgesellschaften angeordnete er­
höhte Mindestversicherungssumme greifen. 
Das BMJ erwägt zudem, die Partnerschaftsge­
sellschaft zu verpflichten, dem Geschäftsverkehr 
durch ein Namenskürzel (PartGmbH) zu ver­
deutlichen, dass die Haftung auf das Kanzleiver­
mögen beschränkt ist. Durch die Einführung ei­
ner solchen Haftungsbeschränkungsmöglichkeit 
würde den freien Berufen eine der englischen 
Limited Liability Partnership (LLP) vergleichba­
re Rechtsform zur Verfügung gestellt. Einzelhei­
ten der geplanten Neuregelung bei HELLWtG NJW 
2011, 155 7 ff.; KILIAN NJW 2011, 341 3, 3414 ff. 

Teil des Gesetzesvorhabens soll auch eine Än­
derung des § 51 a BRAO sein, die es Anwälten 
ermöglichen würde, die Haftung auch für grob 
fahrlässige Pflichtverletzungen durch vorfor­
mulierte Vertragsbedingungen zu begrenzen. 
Anders als Steuerberater (§ 67a StBerG) und 
Wirtschaftsprüfer(§ 54a WPO) können Rechts­
anwälte bislang nur für Fälle leichter Fahrlässig­
keit ihre Haftung durch Allgemeine Mandatsbe­
dingungen beschränken. 
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4. Rechtsbehelfsbelehrung im
Zivilprozess

Im Juni 2011 hat das BMJ den Referentenent­
wurf eines Gesetzes zur Einführung einer Rechts­
behelfsbelehrung im Zivilprozess vorgestellt. 
Bislang sind im Zivilprozess einschließlich des 
Zwangsvollstreckungsverfahrens Rechtsbehelfs­
belehrungen anders als etwa im verwaltungsge­
richtlichen Verfahren nicht vorgeschrieben. Dies 
will das geplante Gesetz ändern, indem eine 
Rechtsbehelfsbelehrungspflicht in allen bürgerli­
chen Rechtsstreitigkeiten, auch in Verfahren mit 
obligatorischer anwaltlicher Vertretung, einge­
führt wird. Die geplante Regelegung lehnt sich 
an§§ 39, 17 FamFG an. Diejenigen Rechtsbehel­
fe, über die zu belehren ist, sollen explizit aufge­
zählt werden. Die unterlassene oder fehlerhafte 
Rechtsbehelfsbelehrung soll bei einem Wieder­
einsetzungsantrag berücksichtigt werden. Das 
Gesetz soll den Bürgern eine Orientierung im 
gerichtlichen lnstanzenzug geben und die Ge­
fahr unzulässiger Rechtsbehelfe minimieren. 

5. Kostenfallen im Internet

Am 15. 12. 2011 hat der Bundestag in erster 
Lesung das Gesetz zur Änderung des Bürger­
lichen Gesetzbuchs zum besseren Schutz der 
Verbraucherinnen und Verbraucher vor Kos­
tenfallen im elektronischen Geschäftsverkehr 
(BT-Drucks. 1 7 /77 45) beraten. Um eine miss­
bräuchliche Kostenbelastung der Internetnut­
zer zu verhindern, soll durch das geplante Ge­
setz sichergestellt werden, dass nur derjenige 
zahlen muss, der die Kostenpflicht auch kennt. 
Internetanbieter sollen angehalten werden, mit 
deutlichem Hinweis über den genauen Preis zu 
informieren. Verbraucher sind zur Zahlung nur 
verpflichtet, wenn sie durch Mausklick bestäti­
gen, dass sie den Hinweis auf Preis, Lieferkosten, 
Mindestlaufzeiten sowie wesentliche Merkmale 
der Ware oder Dienstleistung zur Kenntnis ge­
nommen haben (sog. Buttonlösung). 

6. Aktienrechtsnovelle 2012

Am 20. 12. 2011 hat die Bundesregierung eine 
Reform des Aktienrechts, mit der Lehren aus der 
Finanzmarktkrise gezogen werden, auf den Weg 
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gebracht. Mithilfe der im Gesetzentwurf zur Än­
derung des Aktiengesetzes (BR-Drucks. 852/11) 
vorgesehenen Neuerungen soll Aktiengesell­
schaften und insbesondere in Not geratenen 
Kreditinstituten eine Umwandlung von Fremd­
in Eigenkapital wesentlich erleichtert werden, 
indem ihnen die Herausgabe von „umgekehr­
ten Wandelschuldverschreibungen" ermöglicht 
wird. Zudem sieht die sog. Aktienrechtsnovelle 
2012 vor, dass Unternehmen künftig Vorzugsak­
tien auch ohne den bislang zwingenden Nach­
zahlungsanspruch auf ausgefallene Dividenden 
ausgeben dürfen. Deutlich transparenter sollen 
künftig die Beteiligungsstrukturen von nicht­
börsennotierten Aktiengesellschaften werden. 
Schließlich sieht das Gesetzespaket weitere Ein­
schränkungen für sog. missbräuchlich nachge­
schobene Nichtigkeitsklagen vor. 

7. Stärkung der Verbraucherrechte

Kurz vor dem Jahreswechsel hat die Bundesjus­
tizministerin ein Gesetzpaket zur Stärkung der 
Verbraucherrechte angekündigt. Hintergrund 
ist die Zunahme von missbräuchlichem Ge­
schäftsgebaren im Internet. So soll der Abmahn­
m issb rauch bei Urheberrechtsverletzungen 
eingedämmt werden. Die bisherige Regelung, 
dass die Höchstgrenze bei einfach gelagerten 
Fällen maximal 100 € betragen darf, sei völlig 
fehlgeschlagen, weil die Gerichte die meisten 
Fälle als nicht einfach eingestuft hätten. Künf­
tig sollen die Gegenstands- und Streitwerte im 
Gesetz so angepasst werden, dass die Höhe 
der Abmahnkosten nicht aus dem Ruder läuft. 
Missbräuchlich Abgemahnte sollen einen eige­
nen Anspruch auf Kostenersatz erhalten. Neben 
Privatleuten sollen insbesondere die kleinen An­
bieter im Online-Handel geschützt werden, die 
oft teuer abgemahnt werden, weil sie angeblich 
nicht alle Vorschriften ganz genau eingehalten 
haben. Die Bundesjustizministerin sprach sich 
zudem für Regelungen im Bereich des Daten­
schutzes aus. Erforderlich sei ein „gesetzlicher 
Rahmen, der die Grenzen des Erlaubten klar 
umreißt". Daten dürften nur genutzt werden, 
wenn der Einzelne über die Verwendung in­
formiert worden sei und er ausdrücklich zuge­
stimmt habe. 
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